
Allgemeine Bedingungen für die Versicherung von Reisegepäck 
Stand 01.01.2022 

Prämie 

Prämie je Person BRD und 
Anliegerstaaten 

Prämie je 1.000,- € 
Versicherungssumme 

Europa 
Prämie je 1.000,- € 

Versicherungssumme 

Welt 
Prämie je 1.000,- € 

Versicherungssumme 

bis zu 8 Tagen Dauer 2,98 € 3,59 € 4,51 €
bis zu 14 Tagen Dauer 3,28 € 4,10 € 5,40 €
bis zu 22 Tagen Dauer 3,69 € 4,62 € 6,40 €
bis zu 28 Tagen Dauer 3,80 € 5,30 € 7,30 €

Fahrrad-Versicherung als Zusatzdeckung zur Reisegepäck-Versicherung 

bis 300,- € bis 600,- € bis 900,- € 

Prämie je Fahrrad 4,31 € 8,60 € 12,90 €

Allgemeine Versicherungsinformationen (§ 1 VVG-InfoV) 

Versicherungsunternehmen 
Union Reiseversicherung, Aktiengesellschaft 
Maximilianstraße 53, 80530 München 
Tel. 0 89 / 21 60 – 67 45, Fax 0 89 / 21 60 – 67 46 
Internet: www.urv.de 
E-mail: reiseservice@urv.de 
Vorstand: Andreas Kolb (Vorsitzender), Katharina Jessel, Isabella Martorell Naßl 
Vorsitzender des Aufsichtsrates: Dr. Stephan Spieleder 
Registergericht München, HRB 137 918 
Ust.ID-Nr.: DE259197822 
Gläubiger-ID.: DE07URV00000156983 

Aufsichtsbehörde 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin), Graurheindorfer Straße 108, D-53117 Bonn 

Hauptgeschäftstätigkeit 
Der Schwerpunkt unserer Geschäftstätigkeit ist der Betrieb der Reise-Rücktrittskosten-Versicherung auf der 
Basis privatrechtlicher, schuldrechtlicher Verträge. 

Vertragsgrundlagen und Versicherungsschutz 
Bitte beachten Sie, dass sich der Versicherungsschutz aus dem von der versicherten Person gewählten Tarif und 
den dazugehörigen Versicherungsbedingungen ergibt. Versicherungsschutz besteht für die in der 
Prämienrechnung aufgeführten Personen und Reisen nach den Tarifbestimmungen der Union 
Reiseversicherung AG. Für den Versicherungsvertrag gelten die Versicherungsbedingungen für 
Reiseversicherungen der Union Reiseversicherung AG und die Allgemeinen Verbraucherinformationen. 

Union Reiseversicherung 
Aktiengesellschaft 



Zustandekommen des Vertrages 
Mit der Zahlung der Prämie besteht sofortiger Versicherungsschutz für die gebuchte Reise. Mündliche 
Vereinbarungen sind unwirksam. Von den angebotenen Versicherungssummen, Tarifen und 
Versicherungsbedingungen darf nicht abgewichen werden. Die Prämie richtet sich nach dem gewählten 
Versicherungsschutz. Eine Bindefrist an den Antrag entfällt, da der Vertrag sofort mit der Bezahlung des Beitrags 
zustande kommt. 

Widerrufsbelehrung 

Abschnitt 1 

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise 

Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in 
Textform (z. B. Brief, E-Mail) widerrufen.  
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen 

• der Versicherungsschein,  

• die Vertragsbestimmungen,  
einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiederum 
einschließlich der Tarifbestimmungen,

• diese Belehrung,  

• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, 

• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform zugegangen sind. 

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu 
richten an:  

Union Reiseversicherung AG 
Vertreten durch den Vorstand, dieser vertreten durch Andreas Kolb (Vorstandsvorsitzender), Katharina 
Jessel und Isabella Martorell Naßl 
Maximilianstr. 53, 80530 München,  
Postanschrift 66087 Saarbrücken 
E-Mail: reiseservice@urv.de
Widerrufsfolgen  
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den 
auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie zugestimmt 
haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der 
auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten; wir 
verzichten allerdings auf diesen Betrag, sodass ein Betrag von 0 Euro anfällt. Der Versicherer hat 
zurückzuzahlende Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, zu erstatten.  

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf 
zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind. 

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des Versicherungsvertrages wirksam ausgeübt, so sind Sie 
auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein 
zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und 
eine Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 
Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 

Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als 
auch vom Versicherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 
Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen  

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im 
Folgenden im Einzelnen aufgeführt: 



Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen 

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:  
1. die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen 

werden soll; anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und 
die zugehörige Registernummer; 

2. die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, 
Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; soweit die 
Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich 
gestalteten Form;  

3. die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; 
4. die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und 

Fälligkeit der Leistung des Versicherers;  
5. den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei 

die Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige 
Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht angegeben werden kann, 
Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;  

6. gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe  des insgesamt zu zahlenden Betrages 
sowie mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder 
von ihm in Rechnung gestellt werden;   

7. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien;  
8. Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung 

und des Versicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den 
Antrag gebunden sein soll;  

9. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der 
Ausübung, insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu 
erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen über den Betrag, den Sie 
im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

10. a) Angaben zur Laufzeit des Vertrages, 
b) Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;  

11. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen 
einschließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen 
die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;  

12. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Versicherer der Aufnahme von 
Beziehungen zu Ihnen vor Abschluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt;  

13. das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare 
Recht oder über das zuständige Gericht;  

14. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten 
Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, 
mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;  

15. einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
und gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, hiervon unberührt bleibt;  

16. Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei 
dieser Aufsichtsbehörde.  

Ende der Widerrufsbelehrung 

Vertragslaufzeit 
Der Versicherungsvertrag ist für die im Antrag vereinbarte Laufzeit abgeschlossen und endet mit dem 
vereinbarten Zeitpunkt, spätestens jedoch mit der Beendigung der versicherten Reise. 

Anwendbares Recht 
Nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen gilt für diesen Vertrag deutsches Recht. Für Klagen aus dem 
Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach §§ 17, 21, 29 Zivilprozessordnung (ZPO) 
sowie nach § 215 Versicherungsvertragsgesetz (VVG). 
Für die Vertragsbedingungen einschließlich sämtlicher Informationen sowie für die Kommunikation während der 
Laufzeit des Vertrages wird ausschließlich die deutsche Sprache verwendet. 

Informationen zum Rechtsweg/Beschwerdemöglichkeiten 
Beschwerdestelle und Aufsichtsbehörde für die Union Reiseversicherung Aktiengesellschaft (URV) 



Bei Fragen, Problemen oder Beschwerden wenden Sie sich bitte an Ihren/Ihre Betreuer oder direkt an uns.Sie 
haben die Möglichkeit, Beschwerden an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, www.bafin.de, poststelle@bafin.de zu richten. Am 
Streitbeilegungsverfahren des Ombudsmanns e.V. nimmt die URV nicht teil. 

Ihr Recht, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt.

I  Allgemeine Bedingungen für die 
Versicherung von Reisegepäck 1992 in der 
Fassung 2008 (AVB Reisegepäck 
1992/2008) 

1.  Versicherte Sachen und Personen 

1.1  Versichert ist das gesamte Reisegepäck des 
Versicherungsnehmers, seiner mitreisenden 
Familienangehörigen sowie seines namentlich im 
Versicherungsschein aufgeführten 
Lebensgefährten und dessen Kinder, soweit 
diese Personen mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft leben. 
Für Reisen, die mit dem Versicherungsnehmer in 
häuslicher Gemeinschaft lebende Personen gem. 
Satz getrennt und allein unternehmen, besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn dies besonders 
vereinbart ist. 

1.2  Als Reisegepäck gelten sämtliche Sachen des 
persönlichen Reisebedarfs, die während der 
Reise mitgeführt, am Körper oder in der Kleidung 
getragen oder durch ein übliches Transportmittel 
befördert werden. Als Reisegepäck gelten auch 
Geschenke und Reiseandenken, die auf der 
Reise erworben werden. 
Gegenstände, die üblicherweise nur zu 
beruflichen Zwecken mitgeführt werden, sind nur 
gemäß besonderer Vereinbarung versichert. 
Sachen, die dauernd außerhalb des 
Hauptwohnsitzes des Versicherten aufbewahrt 
werden (z.B. in Zweitwohnungen, Booten, 
Campingwagen) gelten nur als Reisegepäck, 
solange sie von dort aus zu Fahrten, Gängen 
oder Reisen mitgenommen werden. 

1.3  Falt- und Schlauchboote sowie andere 
Sportgeräte jeweils mit Zubehör sind nur 
versichert, solange sie sich nicht in 
bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden. 
Außenbordmotoren sind stets ausgeschlossen. 

1.4  Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus 
Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate und 
tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör sind 
– unbeschadet der Entschädigungsgrenze in  
4.1 – nur versichert, solange sie 

a)  bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt 
werden oder 

b)  in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt 
mitgeführt werden oder 

c)  einem Beherbergungsbetrieb zur Aufbewahrung 
übergeben sind oder 

d)  sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen 
Raum eines Gebäudes, eines Passagierschiffes 
oder in einer bewachten Garderobe befinden; 
Schmucksachen und Gegenstände aus 
Edelmetall jedoch nur, solange sie außerdem in 
einem verschlossenen Behältnis untergebracht 
sind, das erhöhte Sicherheit auch gegen 
Wegnahme des Behältnisses selbst bietet. Pelze, 
Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme 
jeweils mit Zubehör sind auch dann versichert, 
wenn sie in ordnungsgemäß verschlossenen, 
nicht einsehbaren Behältnissen einem 
Beförderungsunternehmen oder einer 
Gepäckaufbewahrung übergeben sind. 

1.5  Nicht versichert sind Geld, Wertpapiere, 
Fahrkarten, Urkunden und Dokumente aller Art. 
Gegenstände mit überwiegenden Kunst- oder 
Liebhaberwert , Kontaktlinsen, Prothesen jeder 
Art, sowie Land-, Luft-, und Wasserfahrzeuge 
jeweils mit Zubehör, einschließlich Fahrräder, 
Hängegleitern und Segelsurfgeräten (Falt- und 
Schlauchboote s. aber 3.). Ausweispapiere  
(11.1 d) sind jedoch versichert. 

2.  Versicherte Gefahren und Schäden 

Versicherungsschutz besteht 

2.1  wenn versicherte Sachen abhandenkommen, 
zerstört oder beschädigt werden, während sich 
das Reisegepäck im Gewahrsam eines 
Beförderungsunternehmens, 
Beherbergungsbetriebes, Gepäckträgers oder 
einer Gepäckaufbewahrung befindet; 

2.2  während der übrigen Reisezeit für die in 2.1 
genannten Schäden durch 

a)  Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberischer 
Erpressung, Mut- oder Böswilligkeit Dritter 
(vorsätzliche Sachbeschädigung); 

b)  Verlieren – hierzu zählen nicht Liegen-, Stehen- 
oder Hängenlassen – bis zur 
Entschädigungsgrenze in 4.2; 

c)  Transportmittelunfall oder Unfall eines 
Versicherten; 

d)  bestimmungswidrig einwirkendes Wasser, 
einschließlich Regen und Schnee; 

e)  Sturm, Brand, Blitzschlag oder Explosion; 

f)  höhere Gewalt; 

2.3  wenn Reisegepäck nicht fristgemäβ ausgeliefert 
wird (den Bestimmungsort nicht am selben Tag 
wie der Versicherte erreicht). Ersetzt werden die 



nachgewiesenen Aufwendungen für Ersatzkäufe 
bis zu 10 v.H. der Versicherungssumme, 
höchstens 400,- €. 

3.  Ausschlüsse 

3.1  Ausgeschlossene Gefahren 
Ausgeschlossen sind die Gefahren 

a)  des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher 
Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung 
von Kriegswerkzeugen sowie aus dem 
Vorhandensein von Kriegswerkzeugen als Folge 
einer dieser Gefahren ergeben; 

b)  von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, 
terroristischen oder politischen 
Gewalthandlungen, unabhängig von der Anzahl 
der daran beteiligten Personen, Aufruhr und 
sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

c)  aus der Verwendung von chemischen, 
biologischen, biochemischen Substanzen oder 
elektromagnetischen Wellen als Waffen mit 
gemeingefährlicher Wirkung, und zwar ohne 
Rücksicht auf sonstige mitwirkende Ursachen; 

d)  der Kernenergie oder sonstiger ionisierender 
Strahlung)*; 

e)  der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger 
Eingriffe von hoher Hand. 

3.2  Nicht ersatzpflichtige Schäden 
Der Versicherer leistet keinen Ersatz für 
Schäden, die 

a)  verursacht werden durch die natürliche oder 
mangelhafte Beschaffenheit der versicherten 
Sachen, Abnutzung oder Verschleiβ; 

b)  während des Zeltens oder Campings innerhalb 
des hierfür benutzten Geländes eintreten, es sei 
denn, dass hierüber eine besondere 
Vereinbarung besteht. 

4.  Begrenzt ersatzpflichtige Schäden 

4.1  Schäden an Pelzen, Schmucksachen und 
Gegenständen aus Edelmetall sowie an Foto-, 
Filmapparaten und tragbaren Videosystemen 
jeweils mit Zubehör (1.4) werden je 
Versicherungsfall insgesamt mit höchstens  
50 v.H. der Versicherungssumme ersetzt . 5.1 c) 
und 5.2 Satz 2 bleiben unberührt. 

4.2  Schäden 

a)  durch Verlieren (2.2 b), 

b)  an Geschenken und Reiseandenken, die auf der 
Reise erworben wurden, werden jeweils 

* der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in 
  der Bundesrepublik Deutschland nach dem Atomgesetz.  
  Die   Betreiber von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge  
  verpflichtet und schließen hierfür u.a. Haftpflichtversicherungen  
  ab. 

insgesamt mit bis zu 10 v.H. der 
Versicherungssumme, maximal mit 400,- € je 
Versicherungsfall ersetzt. 

5.  Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und 
Wassersportfahrzeugen 

5.1  Versicherungsschutz gegen Diebstahl oder 
Einbruchdiebstahl aus unbeaufsichtigt 
abgestellten Kraftfahrzeugen oder 
Anhängern besteht nur, soweit sich das 
Reisegepäck in einem fest umschlossenen und 
durch Verschluss gesicherten Innen- oder 
Kofferraum befindet. 

a)  Der Versicherer haftet im Rahmen der 
Versicherungssumme in voller Höhe nur, wenn 
nachweislich der Schaden tagsüber zwischen 
6.00 und 22.00 Uhr eingetreten ist oder das 
Kraftfahrzeug oder der Anhänger in einer 
abgeschlossenen Garage – Parkhäuser oder 
Tiefgaragen, die zur allgemeinen Benutzung zur 
Verfügung stehen, genügen nicht – abgestellt war 
oder der Schaden während einer 
Fahrtunterbrechung von nicht länger als zwei 
Stunden eingetreten ist. 

b)  Kann der Versicherungsnehmer keine der unter 
a) genannten Voraussetzungen nachweisen, ist 
die Entschädigung je Versicherungsfall auf  
250,- € begrenzt. 

c)  In unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen 
oder Anhängern sind nicht versichert Pelze, 
Schmucksachen und Gegenstände aus 
Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate und 
tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör. 

5.2  In unbeaufsichtigten Wassersportfahrzeugen 
besteht Versicherungsschutz gegen Diebstahl, 
Einbruchdiebstahl sowie Mut- und Böswilligkeit 
Dritter (vorsätzliche Sachbeschädigung) nur, 
solange sich die Sachen in einem fest 
umschlossenen und durch Sicherheitsschloss 
gesicherten Innenraum (Kajüte, Backkiste o.ä.) 
des Wasserfahrzeuges befinden. Pelze, 
Schmucksachen und Gegenstände aus 
Edelmetall sowie Foto- und Filmapparate und 
tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör, sind 
im unbeaufsichtigten Wassersportfahrzeug nicht 
versichert. 

5.3  Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige 
Anwesenheit eines Versicherten oder einer von 
ihm beauftragten Vertrauensperson beim zu 
sichernden Objekt, nicht jedoch z.B. die 
Bewachung eines zur allgemeinen Benutzung 
offenstehenden Platzes o.ä. 

5.4  Verletzt der Versicherungsnehmer oder 
Versicherte eine der vorstehenden 
Obliegenheiten, so richten sich die Rechtsfolgen 
nach 12.4. 

6.  Anzeigepflicht 

6.1  Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 



Der Versicherungsnehmer / Versicherte hat bis 
zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem 
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände 
anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss 
des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit 
dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur 
Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme 
der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 

Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf den Entschluss des Versicherers 
Einfluss auszuüben, den Vertrag überhaupt oder 
mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des 
Versicherungsnehmers geschlossen und kennt 
dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss 
sich der Versicherungsnehmer so behandeln 
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen. 

6.2  Rücktritt 

a)  Voraussetzungen des Rücktritts 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den 
gefahrerheblichen Umständen berechtigen den 
Versicherer, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. 

b)  Ausschluss des Rücktrittsrechts 

Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer / Versicherte 
nachweist, dass er die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 

c)  Folgen des Rücktritts 

Im Fall des Rücktritts besteht kein 
Versicherungsschutz. 

Tritt der Versicherer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls zurück, darf er den 
Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der 
Versicherungsnehmer / Versicherte nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte 
Umstand weder für den Eintritt des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 
diesem Fall besteht aber kein 
Versicherungsschutz, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrags zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 

6.3  Kündigung 

Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers 
ausgeschlossen, weil die Verletzung einer 
Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn 
der Versicherungsnehmer/Versicherte nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätte. 

6.4  Rückwirkende Vertragsanpassung 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder 
kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, 
werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer/Versicherte die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die 
anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der 
Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der 
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, kann der 
Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers fristlos in Textform 
kündigen. 

6.5  Ausübung der Rechte des Versicherers 

Der Versicherer muss die ihm nach 6.2 bis 6.4 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der 
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die 
Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für 
diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 

Dem Versicherer stehen die Rechte nach den 
Ziffern 6.2 bis 6.4 nur zu, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

Der Versicherer kann sich auf die in den 6.2 bis 
6.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 

6.6  Anfechtung 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt 
unberührt. 

6.7  Ausübung der Rechte 



Der Versicherer darf nur zurücktreten oder 
kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmer/Versicherten durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolgen hingewiesen hat. 

7.  Gefahrerhöhung 

7.1  Begriff der Gefahrerhöhung 

7.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach 
Abgabe der Vertragserklärung des 
Versicherungsnehmers die tatsächlich 
vorhandenen Umstände so verändert werden, 
dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des 
Versicherers wahrscheinlicher wären. 

7.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber 
nicht nur - vorliegen, wenn sich ein 
gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der 
Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat. 

7.1.3 Eine Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.1.1 liegt nicht 
vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht 
hat oder nach den Umständen als mitversichert 
gelten soll. 

7.2.  Pflichten des 
Versicherungsnehmers/Versicherten 

7.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der 
Versicherungsnehmer/Versicherte ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers keine 
Gefahrerhöhung vornehmen oder deren 
Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

7.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer/Versicherte 
nachträglich, dass er ohne vorherige Zustimmung 
des Versicherers eine Gefahrerhöhung 
vorgenommen oder gestattet hat, so muss er 
diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 

7.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner 
Vertragserklärung unabhängig von seinem Willen 
eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem 
Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er 
von ihr Kenntnis erlangt hat. 

7.3  Kündigung oder Vertragsanpassung durch den 
Versicherer 

7.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers 

Verletzt der Versicherungsnehmer/Versicherte 
seine Verpflichtung nach Ziffer 7.2.1, kann der 
Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn 
der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. Der Versicherer kann nicht 
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten hat. 

Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in 
den Fällen nach Ziffer 7.2.2 und 7.2.3 bekannt, 
kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat kündigen. 

7.3.2 Vertragsanpassung 

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der 
höheren Gefahr ausschließen. 

Erhöht sich in diesem Fall der Beitrag um mehr 
als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Absicherung der höheren Gefahr aus, so kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist in 
Textform kündigen. In der Mitteilung hat der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses 
Kündigungsrecht hinzuweisen. 

7.4  Erlöschen der Rechte des Versicherers 

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vertragsanpassung nach Ziffer 7.3 erlöschen, 
wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis des Versicherers von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der 
Gefahrerhöhung bestanden hat. 

7.5  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

7.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der 
Versicherungsfall ein, so ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsnehmer/Versicherte seine 
Pflichten nach Ziffer 7.2.1 vorsätzlich verletzt hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer/Versicherte 
diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des 
Versicherungsnehmers/Versicherten entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
hat der Versicherungsnehmer/Versicherte zu 
beweisen. 

7.5.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 7.2.2 und 
7.2.3 ist der Versicherer bei vorsätzlicher 
Verletzung der Pflichten des 
Versicherungsnehmers nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen. 
Verletzt der Versicherungsnehmer/Versicherte 
seine Pflichten grob fahrlässig, so gelten Ziffer 
7.5.1 Satz 2 und 3 entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 1 
genannten Zeitpunkt bekannt war. 

7.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
ferner bestehen, 

7.5.3.1 soweit der Versicherungsnehmer/Versicherte 
nachweist, dass die Gefahrerhöhung nicht 



ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles 
oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 

7.5.3.2 wenn zur Zeit des Eintrittes des 
Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war. 

8.  Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, 
Geltungsbereich 

8.1  Innerhalb der vereinbarten Laufzeit des Vertrages 
beginnt der Versicherungsschutz mit dem 
Zeitpunkt, an dem zum Zwecke des 
unverzüglichen Antritts der Reise versicherte 
Sachen aus der ständigen Wohnung des 
Versicherten entfernt werden, und endet, sobald 
die versicherten Sachen dort wieder eintreffen. 
Wird bei Reisen im Kraftfahrzeug das 
Reisegepäck nicht unverzüglich nach der Ankunft 
an der ständigen Wohnung entladen, so endet 
der Versicherungsschutz mit dieser Ankunft. 

8.2  Bei Versicherungsverträgen von weniger als 
einjähriger Dauer verlängert sich der 
Versicherungsschutz über die vereinbarte 
Laufzeit hinaus bis zum Ende der Reise, wenn 
sich diese aus vom Versicherten nicht zu 
vertretenden Gründen verzögert und der 
Versicherte nicht in der Lage ist, eine 
Verlängerung zu beantragen. 

8.3  Die Versicherung gilt für den vereinbarten 
Bereich. Fahrten, Gänge und Aufenthalte 
innerhalb des ständigen Wohnortes des 
Versicherten gelten nicht als Reise. 

9.  Versicherungswert, Versicherungssumme 

9.1  Die Versicherungssumme soll dem 
Versicherungswert des gesamten Reisegepäcks 
gemäß 1 entsprechen. Auf der Reise erworbene 
Geschenke und Reiseandenken bleiben 
unberücksichtigt. 

9.2  Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der 
allgemein erforderlich ist, um neue Sachen 
gleicher Art und Güte am ständigen Wohnort des 
Versicherten anzuschaffen, abzüglich eines dem 
Zustand der versicherten Sachen (Alter, 
Abnutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden 
Betrages (Zeitwert). 

10.  Beitrag 

10.1  Der in Rechung gestellte Beitrag enthält die  
Versicherungssteuer, die der 
Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

10.2  Fälligkeit, Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung des Einmalbeitrages 

a)  Fälligkeit des Beitrags 

Der Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen 
eines Widerrufrechts – unverzüglich nach dem 
Zeitpunkt des vereinbarten und im 
Versicherungsschein angegebenen 

Versicherungsbeginn zu zahlen. Liegt der 
vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns 
vor Vertragsschluss, ist der Beitrag unverzüglich 
nach Vertragsschluss zu zahlen. Zahlt der 
Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem 
die Zahlung bewirkt ist. Bei Vereinbarung der 
Beitragszahlung in Raten gilt die erste Rate als 
erster Beitrag. 

b)  Rücktrittsrecht des Versicherers bei 
Zahlungsverzug 

Wird der Beitrag nicht zu dem unter a) 
maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 

c)  Leistungsfreiheit des Versicherers 

Wenn der Versicherungsnehmer den Beitrag 
nicht zu dem unter a) maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer 
für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen 
Versicherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolgen der Nichtzahlung des 
Beitrags aufmerksam gemacht hat. Die 
Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der 
Versicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu 
vertreten hat. 

10.3  Lastschrift 

a)  Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung des Beitrags das 
Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat der 
Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der 
Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen. 

b)  Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, 
dass einer oder mehrere Beiträge, trotz 
wiederholtem Einziehungsversuch, nicht 
eingezogen werden können, ist der Versicherer 
berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in 
Textform zu kündigen. Der Versicherer hat in der 
Kündigung darauf hinzuweisen, dass der 
Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den 
ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge 
selbst zu übermitteln. Durch die Banken 
erhobene Bearbeitungsgebühren können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 
werden. 

10.4 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

a)  Im Fall der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses vor Ablauf der 
Versicherungsperiode steht dem Versicherer für 
diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 



des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in 
dem Versicherungsschutz bestanden hat. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
wegen einer Anzeigepflichtverletzung ( 6.2) oder 
durch Anfechtung des Versicherers wegen 
arglistiger Täuschung ( 6.6) beendet, steht dem 
Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden 
der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. 
Tritt der Versicherer nach 6.2 c) wegen Fälligkeit 
des Beitrags zurück, kann er eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 

b)  Kündigt der Versicherungsnehmer nach Eintritt 
eines Versicherungsfalls, so hat der Versicherer 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrags, der der 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. Kündigt der 
Versicherer, so hat er den Beitrag für das 
laufende Versicherungsjahr nach dem Verhältnis 
der noch nicht abgelaufenen zu der gesamten 
Zeit des Versicherungsjahres zurückzuzahlen. 

11.  Entschädigung , Unterversicherung 

11.1  Im Versicherungsfall ersetzt der Versicherer 

a)  für zerstörte und abhandengekommene Sachen 
ihren Versicherungswert zur Zeit des 
Schadeneintritts; 

b)  für beschädigte und reparaturfähige Sachen die 
notwendigen Reparaturkosten und 
gegebenenfalls eine bleibende Wertminderung, 
höchstens jedoch den Versicherungswert; 

c)  für Filme, Bild-, Ton- und Datenträger nur den 
Materialwert; 

d)  für die Wiederbeschaffung von 
Personalausweisen, Reisepässen, 
Kraftfahrzeugpapieren und sonstigen 
Ausweispapieren die amtlichen Gebühren. 

11.2 Vermögensfolgeschäden werden nicht ersetzt. 

11.3  Ist die Versicherungssumme gemäß 9. bei Eintritt 
des Versicherungsfalles erheblich niedriger als 
der Versicherungswert (Unterversicherung), so 
haftet der Versicherer nur nach dem Verhältnis 
der Versicherungssumme zum 
Versicherungswert. 

12.  Obliegenheiten 

12.1  Der Versicherungsnehmer oder Versicherte hat 

a)  jeden Schadenfall unverzüglich dem Versicherer 
anzuzeigen; 

b)  Schäden nach Möglichkeit abzuwenden und zu 
mindern, insbesondere Ersatzansprüche gegen 
Dritte (z.B. Bahn, Post, Reederei, 
Fluggesellschaft, Gastwirt) form- und fristgerecht 
geltend zu machen oder auf andere Art und 
Weise sicherzustellen und Weisungen des 
Versicherers zu beachten; 

c)  alles zu tun, was zur Aufklärung des 
Tatbestandes dienlich sein kann. Er hat alle 
Belege, die den Entschädigungsanspruch nach 

Grund und Höhe beweisen, einzureichen, soweit 
ihre Beschaffung ihm billigerweise zugemutet 
werden kann, und auf Verlangen ein Verzeichnis 
über alle bei Eintritt des Schadens gemäß 1. 
versicherten Sachen vorzulegen. 

12.2  Schäden, die im Gewahrsam eines 
Beförderungsunternehmens (einschließlich 
Schäden durch nicht fristgerechte Auslieferung 
gemäß 2.3) oder Beherbergungsbetriebes 
eingetreten sind, müssen diesen unverzüglich 
gemeldet werden. Dem Versicherer ist hierüber 
eine Bescheinigung einzureichen. Bei 
äußerlich nicht erkennbaren Schäden ist das 
Beförderungsunternehmen unverzüglich nach der 
Entdeckung aufzufordern, den Schaden zu 
besichtigen und zu bescheinigen. Hierbei sind die 
jeweiligen Reklamationsfristen zu 
berücksichtigen. 

12.3  Schäden durch strafbare Handlungen (z.B. 
Diebstahl, Raub, vorsätzliche Sachbeschädigung) 
sind außerdem unverzüglich der zuständigen 
Polizeidienststelle unter Einreichung einer Liste 
aller in Verlust geratenen Sachen anzuzeigen. 
Der Versicherte hat sich dies polizeilich 
bescheinigen zu lassen. Bei Schäden durch 
Verlieren (2.2 b)) hat der Versicherte 
Nachforschungen beim Fundbüro anzustellen. 

12.4  Verletzt der Versicherungsnehmer oder 
Versicherte vorsätzlich eine Obliegenheit, die er 
bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalls 
gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so ist 
der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmer oder Versicherten 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen. Außer im Falle der Arglist ist der 
Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer oder 
Versicherten nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 

12.5  Verletzt der Versicherungsnehmer oder 
Versicherte eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Auskunft- oder 
Aufklärungsobliegenheit so ist der Versicherer 
nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtfolgen hingewiesen hat. 

13.  Besondere Verwirkungsgründe 

13.1 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 

13.2  Führt der Versicherungsnehmer oder Versicherte 
den Schaden grob fahrlässig herbei, so ist der 
Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem 



der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen. 

13.3  Versucht der Versicherungsnehmer oder 
Versicherte den Versicherer arglistig über 
Tatsachen zu täuschen, die für den Grund oder 
die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. 

14.  Zahlung der Entschädigung 

14.1  Geldleistungen des Versicherers sind fällig mit 
der Beendigung der zur Feststellung des 
Versicherungsfalles und des Umfanges der 
Leistung des Versicherers notwendigen 
Erhebungen. Jedoch kann ein Monat nach 
Anzeige des Schadens als Abschlagzahlung der 
Betrag beansprucht werden, der nach Lage der 
Sache mindestens zu zahlen ist. 

14.2 Die Entschädigung ist seit Anzeige des Schadens 
mit 1 Prozent unter dem Basiszinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zu verzinsen, 
mindestens jedoch mit 4 Prozent und höchstens 
mit 6 Prozent pro Jahr. 

14.3  Die Entstehung des Anspruchs auf 
Abschlagzahlung und der Beginn der Verzinsung 
verschieben sich um den Zeitraum, um den die 
Feststellung der Leistungspflicht des 
Versicherers dem Grunde und der Höhe nach 
durch Verschulden des Versicherungsnehmers 
verzögert wurde. 

14.4  Sind im Zusammenhang mit dem 
Versicherungsfall behördliche Erhebungen oder 
ein strafgerichtliches Verfahren gegen den 
Versicherten eingeleitet worden, so kann der 
Versicherer bis zum rechtskräftigen Abschluss 
dieser Verfahren die Zahlung aufschieben. 

15.  Kündigung im Schadenfall 

15.1  Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können 
beide Parteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist schriftlich zu 
erklären. Sie muss spätestens einen Monat nach 
Abschluss der Verhandlungen über die 
Entschädigung zugehen. Der Versicherer hat 
eine Kündigungsfrist von einem Monat 
einzuhalten.. Kündigt der Versicherungsnehmer, 
so kann er bestimmen, daβ seine Kündigung 
sofort oder zu einem späteren Zeitpunkt wirksam 
wird; jedoch spätestens zum Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode. 

16.  Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren. Ist ein Anspruch aus 
dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer 
angemeldet worden, zählt der Zeitraum von der 
Anmeldung bis zum Zugang der in Textform 
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim 
Anspruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit. 

17.  Zuständiges Gericht 

17.1  Klagen gegen den Versicherer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag 
zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist 
auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

17.2  Klagen gegen den Versicherungsnehmer oder 
Versicherte 

Ist der Versicherungsnehmer oder Versicherte 
eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht 
erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, den Ort seines 
gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach 
dem Sitz oder der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers. 

17.3  Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers 
oder Versicherte 

Hat der Versicherungsnehmer nach 
Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem 
Geltungsbereich des 
Versicherungsvertragsgesetzes verlegt oder sind 
sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer oder den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den 
Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

18. Informationen zum Rechtsweg/ 
Beschwerdemöglichkeiten 

Beschwerdestelle und Aufsichtsbehörde für die 
Union Reiseversicherung Aktiengesellschaft 
(URV) 

Bei Fragen, Problemen oder Beschwerden 
wenden Sie sich bitte an Ihren/Ihre Betreuer oder 
direkt an uns. Bei Streitigkeiten aus einem 
Versicherungsvertrag mit der URV haben Sie die 
Möglichkeit, Beschwerden an die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn, 
www.bafin.de, poststelle@bafin.de zu richten. Am 
Streitbeilegungsverfahren des Ombudsmanns 
e.V. nimmt die URV nicht teil. 

Ihr Recht, gerichtliche Hilfe in Anspruch zu 
nehmen, bleibt unberührt. 



19.  Schlussbestimmung 

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen 
etwas anderes bestimmt ist, gelten die 
gesetzlichen Vorschriften. 



II  Klauseln zu den AVB Reisegepäck 1992/2008 

Nachfolgende Klauseln gelten, soweit sie 
vereinbart sind: 

Klausel 4 – Camping 

1.  Abweichend von 3.2 b) AVB Reisegepäck 
1992/2008 besteht Versicherungsschutz auch für 
Schäden, die während des Zeltens oder 
Campings auf einem offiziellen (von Behörden, 
Vereinen oder privaten Unternehmen 
eingerichteten) Campingplatz eintreten. 

2.  Werden Sachen unbeaufsichtigt ( 5.3 AVB 
Reisegepäck 1992/2008) im Zelt oder 
Wohnwagen zurückgelassen, so besteht 
Versicherungsschutz für Schäden durch 
Diebstahl, Einbruchdiebstahl sowie Mut- oder 
Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche 
Sachbeschädigung) nur, wenn 

a)  bei Zelten: der Schaden nicht zwischen 22.00 
und 6.00 Uhr eingetreten ist. Das Zelt ist 
mindestens zuzubinden oder zuzuknöpfen. 

b)  bei Wohnwagen: dieser durch Verschluss 
ordnungsgemäß gesichert ist. Pelze, 
Schmucksachen und Gegenstände aus Edelmetall 
(1.4 AVB Reisegepäck 1992/2008) sind im 
unbeaufsichtigten Zelt oder Wohnwagen nicht 
versichert. 

3.  Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme 
jeweils mit Zubehör, Uhren, optische Geräte, 
Jagdwaffen, Radio- und Fernsehapparate, 
Tonaufnahme- und Wiedergabegeräte, jeweils 
mit Zubehör, sind nur versichert, solange sie 

a)  in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt 
mitgeführt werden oder 

b)  der Aufsicht des offiziellen Campingplatzes zur 
Aufbewahrung übergeben sind oder 

c)  sich in einem durch Verschluss ordnungsgemäß 
gesicherten Wohnwagen oder in einem fest 
umschlossenen und durch Verschluss 
gesicherten Kraftfahrzeug auf einem offiziellen 
Campingplatz befinden. 

4.  Sofern kein offizieller Campingplatz (Nr. 1) 
benutzt wird, sind Schäden durch Diebstahl, 
Einbruchdiebstahl, Raub, räuberischer 
Erpressung, Mut- oder Böswilligkeit Dritter 
(vorsätzliche Sachbeschädigung) 
ausgeschlossen. 

Im Schadenfall hat der Versicherungsnehmer 
oder Versicherte neben den in 12. AVB 
Reisegepäck 1992/2008 vorgeschriebenen 
Maßnahmen unverzüglich die Leitung des 
Campingplatzes zu unterrichten und dem 
Versicherer eine schriftliche Bestätigung der 
Platzleitung über den Schaden vorzulegen.6. 
Verletzt der Versicherungsnehmer eine 
Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, 
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines 

Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag 
vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer seinen 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der 
vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer 
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er 
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 
bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat. 

Klausel 5 – Fahrräder 

1.  Abweichend von 1.5 AVB Reisegepäck 
1992/2008 besteht Versicherungsschutz auch für 
Fahrräder, solange sie sich nicht in 
bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden. 

2.  Bei Diebstahl besteht Versicherungsschutz nur, 
wenn das Fahrrad zur Zeit des Diebstahls durch 
ein Kabelschloss oder ein Schloss mit 
vergleichbaren Sicherheitswert, hierzu zählen 
regelmäßig keine Rahmenschlösser, gesichert 
war; 2.1 AVB Reisegepäck 1992/2008 bleibt 
unberührt. Verletzt der Versicherungsnehmer 
eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, 
kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der 
Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grobe Fahrlässigkeit beruhte. 
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag 
vorsätzlich verletzt, verliert der 
Versicherungsnehmer seinen 
Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der 
vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer 
nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden 



Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur 
Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er 
die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, 
beleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des 
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder 
den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat. 

3.  Der Versicherer ersetzt Schäden an mit dem 
Fahrrad lose verbundenen und regelmäßig 
seinem Gebrauch dienenden Sachen nur, wenn 
sie zusammen mit dem Fahrrad abhanden 
gekommen sind. 

4.  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 
maximal 250,- € begrenzt, wenn der Diebstahl 
zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr verübt wird. 

5.  Der Versicherungsnehmer und Versicherte hat 
Unterlagen über den Hersteller, die Marke und 
die Rahmennummer der versicherten Fahrräder 
zu beschaffen und aufzubewahren. Verletzt der 
Versicherungsnehmer oder Versicherte diese 
Bestimmung, so kann er Entschädigung nur 
verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig 
nachweisen kann. 

Klausel 9 – Neuwertversicherung 

1.  Abweichend von 9.2 AVB Reisegepäck 
1992/2008 ist Versicherungswert derjenige 
Betrag, der allgemein erforderlich ist, um neue 
Sachen gleicher Art und Güte am ständigen 
Wohnsitz des Versicherten anzuschaffen 
(Neuwert). 

2.  Für technische Geräte, die älter sind als fünf 
Jahre, sowie für Bekleidung und Wäsche, die 
älter sind als drei Jahre, ist der 
Versicherungswert nur der Zeitwert, wenn der 
durch einen Abzug für Alter, Abnutzung und 
Gebrauch sich ergebende Wert unter 50 v.H. des 
Wiederbeschaffungs-wertes (Neuwert) liegt. 
Technische Geräte sind insbesondere Haushalts- 
und Küchengeräte, Foto-, Filmapparate und 
tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör, Foto-
, Radio- und Fernsehgeräte, Camping- und 
Sportgeräte. Zu Bekleidung und Wäsche rechnen 
auch Schuhe und Pelzwerk. 

III  Besondere Vereinbarungen 

Ergänzung zu 1.2 AVB Reisegepäck 
1992/2008: Beruflich genutzte Gegenstände 
Sofern Ecclesia Versicherungsdienste GmbH 
eine Auflistung der Gegenstände hat, die 
beruflich genutzt werden, besteht 
Versicherungsschutz im Rahmen der 

Reisegepäckversicherung. Weitere Absprachen 
sind in diesen Fällen nicht notwendig. 

Ergänzung zu Klausel 5 zu den AVB 
Reisegepäck1992/2008: Fahrräder 

Entgegen der Bestimmung in Klausel 5 beruft 
sich der Versicherer nicht auf grobe 
Fahrlässigkeit, wenn sich Fahrräder bei Reisen 
ordnungsgemäß abgeschlossen auf einem 
Campingplatz befinden und dort bei 
Nichtbenutzen nicht unter Verschluss gehalten 
werden können, weil der Campingplatz nicht über 
eine entsprechende Einrichtung verfügt. 



Merkblatt zur Datenverarbeitung 

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
durch die Union Reiseversicherung 
Aktiengesellschaft und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
Union Reiseversicherung Aktiengesellschaft 
Maximilianstr. 53 
80530 München 
E-Mail-Adresse: reiseservice@urv.de 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie 
per Post unter der o.g. Adresse mit dem Zusatz – 
Datenschutzbeauftragter – oder per E-Mail unter: 
datenschutz@ukv.de

Zwecke und Rechtsgrundlagen der 
Datenverarbeitung 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten 
unter Beachtung der EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO), des 
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der 
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie 
aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber 
hinaus hat sich unser Unternehmen auf die 
„Verhaltensregeln für den Umgang mit 
personenbezogenen Daten durch die deutsche 
Versicherungswirtschaft“ („Code of Conduct“) 
verpflichtet, die die oben genannten Gesetze für 
die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese 
können Sie im Internet unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads abrufen. 

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, 
benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten 
Angaben für den Abschluss des Vertrages und 
zur Einschätzung des von uns zu übernehmenden 
Risikos. Kommt der Versicherungsvertrag 
zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z.B. zur 
Policierung oder Rechnungsstellung. Angaben 
zum Schaden benötigen wir etwa, um prüfen zu 
können, ob ein Versicherungsfall eingetreten und 
wie hoch der Schaden ist. 

Der Abschluss bzw. die Durchführung des 
Versicherungsvertrages ist ohne die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
nicht möglich. 

Darüber hinaus benötigen wir Ihre 
personenbezogenen Daten zur Erstellung von 
versicherungsspezifischen Statistiken, z.B. für die 
Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit 
uns bestehenden Verträge nutzen wir für eine Be-
trachtung der gesamten Kundenbeziehung, 

beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer 
Vertragsanpassung, -ergänzung oder für 
umfassende Auskunftserteilungen. 

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen 
personenbezogener Daten für vorvertragliche und 
vertragliche Zwecke ist Art. 6 Absatz 1 b) 
DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien 
personenbezogener Daten (z.B. Ihre 
Gesundheitsdaten bei Abschluss eines 
Lebensversicherungsvertrages) erforderlich sind, 
holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Absatz 2 a) 
in Verbindung mit Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir 
Statistiken mit diesen Datenkategorien, erfolgt 
dies auf Grundlage von Art. 9 Absatz 2 j) DSGVO 
in Verbindung mit § 27 BDSG. 

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte 
Interessen von uns oder von Dritten zu wahren 
(Art. 6 Absatz 1 f) DSGVO). Dies kann 
insbesondere erforderlich sein: 
− zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des 

IT-Betriebs, 
− zur Werbung für unsere eigenen 

Versicherungsprodukte und für andere 
Produkte der Unternehmen des Konzerns 
Versicherungskammer Bayern und deren 
Kooperationspartner sowie für Markt- und 
Meinungsumfragen, 

− zur Verhinderung und Aufklärung von 
Straftaten, insbesondere nutzen wir 
Datenanalysen zur Erkennung von 
Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch 
hindeuten können.  

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre 
personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder 
unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für 
die Verarbeitung dienen in diesem Fall die 
jeweiligen gesetzlichen Regelungen in 
Verbindung mit Art. 6 Absatz 1 c) DSGVO. 

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für 
einen oben nicht genannten Zweck verarbeiten 
wollen, werden wir Sie im Rahmen der 
gesetzlichen Bestimmungen darüber zuvor 
informieren. 

Kategorien von Empfängern der 
personenbezogenen Daten 

Rückversicherer:   
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei 
speziellen Versicherungsunternehmen 
(Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich 
sein, Ihre Vertrags- und ggf. Schadendaten an 
einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder 
den Versicherungsfall machen kann. 



Vermittler:   
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer 
Versicherungsverträge von einem Vermittler 
betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum 
Abschluss und zur Durchführung des Vertrages 
benötigten Antrags-, Vertrags- und 
Schadendaten. Auch übermittelt unser 
Unternehmen diese Daten an die Sie 
betreuenden Vermittler, soweit diese die 
Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in 
Ihren Versicherungs- und 
Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen. 

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:  
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche 
unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte 
Datenverarbeitungsaufgaben für die in der 
Gruppe verbundenen Unternehmen zentral wahr. 
Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen 
und einem oder mehreren Unternehmen unserer 
Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur 
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für 
den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- 
und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso 
oder zur gemeinsamen Postbearbeitung zentral 
durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet 
werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die 
Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen. 

Externe Dienstleister:  
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer 
vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil 
externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten 
Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht 
nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen 
bestehen, können Sie in der jeweils aktuellen 
Version unserer Internetseite unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads entnehmen 
oder beim Verantwortlichen für die 
Datenverarbeitung anfordern. 

Weitere Empfänger:  
Darüber hinaus können wir Ihre 
personenbezogenen Daten an weitere Empfänger 
übermitteln, wie etwa an Behörden zur Erfüllung 
gesetzlicher Mitteilungspflichten (z.B. 
Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden) 

Dauer der Datenspeicherung 
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten 
sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht 
mehr erforderlich sind. Dabei kann es 
vorkommen, dass personenbezogene Daten für 
die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche 
gegen unser Unternehmen geltend gemacht 
werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von 
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern 

wir Ihre personenbezogenen Daten, soweit wir 
dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entsprechende 
Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben 
sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, 
der Abgabenordnung und dem 
Geldwäschegesetz. Die Speicherfristen betragen 
danach bis zu zehn Jahren. 

Betroffenenrechte 
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über 
die zu Ihrer Person gespeicherten Daten 
verlangen. Darüber hinaus können Sie unter 
bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung 
oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen 
kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf 
Herausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten 
in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format zustehen. 

Widerspruchsrecht 
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten zu Zwecken der 
Direktwerbung zu widersprechen. Verarbeiten 
wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter 
Interessen, können Sie dieser Verarbeitung 
widersprechen, wenn sich aus Ihrer 
besonderen Situation Gründe ergeben, die 
gegen die Datenverarbeitung sprechen. 

Beschwerderecht 
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer 
Beschwerde an den oben genannten 
Datenschutzbeauftragten oder an eine 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 
Zuständig ist die Datenschutzaufsichtsbehörde 
des Bundeslandes, in dem wir als 
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 
unseren Sitz haben. 

Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft 
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- 
und Informationssystem (HIS) der informa HIS 
GmbH zur Unterstützung der Risikobeurteilung im 
Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der 
Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von 
Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit 
dem HIS erforderlich. 

Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte 
dem Merkblatt „Informationen über den 
Datenaustausch mit der informa HIS GmbH auf 
Grundlage der Artikel 13 und 14 DSGVO“, das 
Sie unserer Homepage unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads entnehmen 
oder beim Verantwortlichen für die 
Datenverarbeitung anfordern können. 

Datenaustausch mit Ihrem früheren 
Versicherer 



Um Ihre Angaben bei Abschluss des 
Versicherungsvertrages (z.B. zur Mitnahme eines 
Schadenfreiheitsrabattes in der Kfz-Haftpflichtver-
sicherung) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des 
Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf 
ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen 
Umfang ein Austausch von personenbezogenen 
Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten 
früheren Versicherer erfolgen. 

Bonitätsprüfung 
Wir übermitteln Ihre Daten (Name, Adresse und 
ggf. Geburtsdatum) zum Zweck der 
Bonitätsprüfung sowie zur Verifizierung Ihrer 
Adresse (Prüfung auf Zustellbarkeit) und um 
Informationen zur Beurteilung des 
Zahlungsausfallrisikos auf Basis mathematisch-
statistischer Verfahren unter Verwendung von 
Anschriftendaten zu erhalten an die infoscore 
Consumer Data GmbH, Rheinstr. 99, 76532 
Baden-Baden. Rechtsgrundlagen dieser 
Übermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 b) und 
Artikel 6 Absatz 1 f) der DSGVO. Übermittlungen 
auf der Grundlage dieser Bestimmungen dürfen 
nur erfolgen, soweit dies zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen unseres Unternehmens 
oder Dritter erforderlich ist und nicht die 
Interessen der Grundrechte und Grundfreiheiten 
der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, überwiegen. 
Detaillierte Informationen zur ICD im Sinne des 
Artikels 14 Europäische 
Datenschutzgrundverordnung  
(„EU DSGVO“), d.h. Informationen zum 
Geschäftszweck, zu Zwecken der 

Datenspeicherung, zu den Datenempfängern, 
zum Selbstauskunftsrecht, zum Anspruch auf 
Löschung oder Berichtigung etc. entnehmen Sie 
bitte dem Merkblatt „Information gem. Art. 14 EU-
DSGVO über die infoscore Consumer Data 
GmbH („ICD“), das Sie unserer Homepage unter 
www.urv.de/datenschutz-downloads entnehmen 
oder beim Verantwortlichen für die 
Datenverarbeitung anfordern können. 

Datenübermittlung in ein Drittland 
Sollten wir personenbezogene Daten an 
Dienstleister außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die 
Übermittlung nur, soweit dem Drittland durch die 
EU-Kommission ein angemessenes 
Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere 
angemessene Datenschutzgarantien (z.B. 
verbindliche unternehmensinterne 
Datenschutzvorschriften oder EU-
Standardvertragsklauseln) vorhanden sind.

r  


